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Hinter steigenden Erwerbslosen- und RentnerIn-
nenzahlen stehen Menschen mit zunehmend exis-
tenziellen Problemen, die gesellschaftlich bedingt
sind. Betroffene in Basel setzen sich zur Wehr.

Wenn vom dramatischen Anstieg der Zahl von Erwerbs-
losen, RentnerInnen oder SozialhilfebezügerInnen die
Rede ist, dann meist unter dem Gesichtspunkt angeb-
lich notwendiger Kosteneinsparungen. Die Realität der
betroffenen Menschen wird kaum wahrgenommen.
Anfang Jahr wartete die Caritas mit neuen Zahlen zur
Entwicklung der Armut in der Schweiz auf. Die Zahl
der Armutsbetroffenen ist demnach in den letzten zwei
Jahren um 100 000 Personen auf 850 000 angewach-
sen. 13 Prozent der Menschen in diesem Land, das
weltweit zu den reichsten zählt, leben mit weniger als
2 000 Franken unter der Armutsgrenze. Ein Konzern-
chef wie Daniel Vasella mit einem Jahreseinkommen
von 20 Millionen verfügt also über gleich viel Geld wie
rund tausend seiner MitbürgerInnen. Aber auch für an-
dere UnternehmerInnen, AktionärInnen und ManagerIn-
nern haben sich die Entlassungen, der Lohndruck, die
unbezahlten Überstunden und der gestiegene Arbeits-
stress ausbezahlt. Während für zwei Drittel der Bevöl-
kerung in den letzten zehn Jahren laut Caritas das Ein-
kommen gesunken ist, konnten sich zehn Prozent
deutlich bereichern.

Kürzungen am untersten Rand

Die wachsenden Ausgaben der Sozialversicherungen
spiegeln also nicht nur die gestiegene Lebenserwar-
tung wider, sondern gehen wesentlich auf Umwälzun-
gen in der Arbeitswelt und eine verschärfte Ausbeu-
tung zurück. Wer den Weg zum Sozialamt, zum Ar-
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beitsamt oder zur IV-Stelle antritt, ist mit einem Wirr-
warr an Vorschriften und einer immer restriktiveren
Unterstützungspraxis konfrontiert. Statt dem steigen-
den Bedarf durch eine ausreichende Aufstockung der
Mittel zu begegnen oder den Ursachen von Erwerbslo-
sigkeit, der Zunahme berufs- oder umweltbedingter
Krankheiten etc. auf den Grund zu gehen und sie zu
beheben, haben sich die meisten Behörden und
PolitikerInnen das Ziel zu eigen gemacht, die Ausga-
ben zu reduzieren. Ungeachtet der schon heute skanda-
lös niedrigen Ansätze (z.B. AHV/IV-Vollrente zwischen
1 055 Fr. und 2 210 Fr.) wird nach Kürzungsmöglich-
keiten gesucht (z.B. 11. AHV-Revision) oder die Grup-
pe der Anspruchsberechtigten eingeschränkt (z.B. letz-
te ALV-Revision). Um gesellschaftlich durchsetzbar zu
sein, muss die Sparpolitik ideologisch untermauert
werden: Ob Kranke, Invalide oder Erwerbslose, sie alle
stehen zunehmend unter dem Generalverdacht, unge-
rechtfertigt Leistungen zu beziehen. Zudem werden die
LeistungsbezieherInnen oft von Behörde zu Behörde
weiter- oder aus ihrer Gemeinde abgeschoben und
häufig von überforderten, unter Spar- und Arbeitsdruck
stehenden „BetreuerInnen“ drangsaliert, wenn nicht
sogar von der Polizei schikaniert (siehe den Artikel zu
Repression, S. 7). Statt aktiver Aufklärung über die
einem zustehenden Leistungen gehen die Ämter zu-
nehmend zu unangekündigten, zum Teil willkürlichen
Kürzungen über.

Armutskonferenz: Die Isolation durchbrechen

Im Umfeld der Interprofessionellen Gewerkschaft der
ArbeiterInnen (IGA), die sich im Bereich der Interes-
senvertretung von MigrantInnen, Erwerbslosen und pre-
kär Beschäftigten einen Namen gemacht hat, trifft sich
seit Herbst eine Gruppe von Armutsbetroffenen. Etwa
monatlich finden Konferenzen statt, um Betroffene zu
motivieren, sich kollektiv für ihre Interessen zu weh-
ren, Informationen auszutauschen, die Öffentlichkeit
zu informieren und Druck auf die politischen Entschei-
dungsträgerInnen auszuüben. Ende Januar fand im
Foyer des Theaters Basel ein erstes „Armutstribunal“
statt, an dem zehn AktivistInnen exemplarisch für Zehn-
tausende von Mitbetroffenen Anklagen gegen die ver-
antwortlichen PolitikerInnen und Behörden erhoben.
Während die Forderungen und Kritikpunkte der Betrof-
fenen eindrücklich vermittelt wurden, gingen die Ant-
worten der anwesenden „Angeklagten“ – nur drei der
zahlreich geladenen Behörden- und ParteienvertreterIn-
nen waren bereit, sich dem Armutstribunal zu stellen

– über die Verteidigung von „Sparzwängen“ und das
Bejammern der Standortkonkurrenz kaum hinaus. Bei-
spielhaft das Votum von Rolf Maegli (Sozialhilfe BS),
der zwar Diskussionsbereitschaft signalisierte, es sich
aber nicht nehmen liess, das „Missbrauchs“-Argument
aufzubringen und die Sparvorgaben zu verteidigen, an-
statt angesichts der rapide steigenden Sozialfälle und
der akuten Überlastung seines Amtes im Interesse der
Betroffenen Alarm zu schlagen. Auf dem umfassen-
den Forderungskatalog, den die Armutskonferenz er-
arbeitet hat, steht die Forderung nach einer von Erwerbs-
arbeit unabhängigen Grundsicherung ganz oben, aber
auch die Abschaffung aller Zwänge und die Einrich-
tung einer einheitlichen, kompetenten Anlaufstelle neh-
men einen wichtigen Stellenwert ein. Bleibt zu hoffen,
dass auch die übrigen Gewerkschaften aufgerüttelt
werden können, damit sie das Problem der sozialen
Ausgrenzung ernsthaft zu ihrer Aufgabe machen.

Die Anklagetexte und Informationen über die nächsten T ermine
der Armutskonferenzen finden sich unter www .viavia.ch/spip
bzw. über die IGA Tel. 061 683 93 54. Das Thema wird auch einen
Schwerpunkt am Regionalen Sozialforum im Herbst bilden.

Seit drei Jahren besteht eine Zusammenarbeit zwi-
schen SoAL/Solidarität Basel, SolidaritéS Genf und
Neuchâtel, dem Collectif pour une Alliance Socialiste
(CAS) im Kanton Waadt und neuerdings der neu
gegründeten SoAL in Bern. Unter anderem organi-
sieren wir gemeinsame Diskussionswochenenden,
zum Beispiel zu den Themen Ökologie, Feminis-
mus, Imperialismus etc. Seit einem Jahr treffen wir
uns monatlich, um gemeinsame Kampagnen zu pla-
nen, Inhalte auszutauschen und Themen kontrovers
zu diskutieren.
Am 25. September wollen wir mit einer eintägigen
Konferenz eine Plattform und verschiedene inhaltli-
che Diskussionen vertiefen (Einschätzung der
Schweizer Situation, ökologische Bedrohung, Ab-
bau bei den Frauenrechten, Ausländerfeindlichkeit
usw.). Der Konferenz wird eine interne Diskussion
vorausgehen – mit einem zweisprachigen Diskus-
sionsbulletin, in dem alle Mitglieder ihre Meinung
äussern können. Wer sich für die Themen interes-
siert und sich an den Diskussionen beteiligen möch-
te, kann sich bei uns melden. Die offenen Treffen
werden auf unserer Webseite angekündigt:
www.soal.ch.

Nationale Konferenz SoAL, CAS
und solidaritéS a m 25. September
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In den letzten zwölf Monaten wurde allein in der
Nordwestschweiz die Streichung von 5 700 Stel-
len angekündigt, schreibt die sonst zurückhalten-
de BaZ am 18. März. Die Schliessung des Bombar-
dier-Werkes in Pratteln mit 520 Lohnabhängigen
ist Teil dieser Massenentlassungen zur Verbesse-
rung der Profitraten. Die Gewerkschaften sind
perspektivlos und gelähmt.

Der Euro-Airport entlässt, die UBS schliesst ganze
Abteilungen, die Allschwiler Papierfabrik Elco Johnson
Control, die Intercontainer-Interfrigo, der holländische
Chemiekonzern DSM, Clariant oder die Ciba-Spezialitä-
tenchemie stellen zu Hunderten Menschen auf die
Strasse. Zuletzt erfolgte die Ankündigung der Schlies-
sung des Bombardier-Werkes in Pratteln. In der Folge
dieser Entlassungswelle werden sich Tausende von
Lohnabhängigen der Region auf den Arbeitsämtern
melden und erhebliche Einkommensverluste hinneh-
men müssen.
Die Gewerkschaften scheinen die Entlassungen als
„Zwang des Marktes“ akzeptiert zu haben. Sie lassen
von den Belegschaften zahnlose Protestresolutionen
verabschieden, entwickeln aber keinen direkten Wider-
stand, um aktiv Einfluss auf die Beschäftigungspolitik
zu nehmen. Anstatt die Betroffenen bei Bombardier
gegen die Schliessung zu mobilisieren, bedauern sie
diese nachträglich und nehmen die Entlassungen hin.
Die Verteidigung von „Schweizer Arbeitsplätzen“ und
die Appelle zugunsten des Standorts Nordwestschweiz
waren schon 1999 nicht besonders erfolgreich, die
damalige Adtranz konnte schlussendlich nur dank
Übernahme durch den kanadischen Bombardier-Kon-
zern gerettet werden. Doch schon damals war voraus-
sehbar, dass der Rückgang beim Ausbau des öffentli-
chen Verkehrs und die massive Privatisierungswelle
bei den staatlichen Transportunternehmen im EU-Raum
(EU-Richtlinie 91/440) das Auftragsvolumen und die
Preise für neue Schienenfahrzeuge massiv senken
würden. Deshalb war es eine Frage der Zeit, bis der
Bombardier-Konzern, ganz nach kapitalistischer Unter-
nehmenslogik, diesen Abbau mit Umstrukturierungen,
Auslagerungen und Entlassungen auf die Angestell-
ten abwälzen würde.
Ganz untauglich wurde die Gewerkschaftsstrategie
gegenüber der neoliberalen Ideologie, die unsere Re-
gierungen und auch die sozialdemokratische Partei
erfasst hat. Die SP-VertreterInnen, die mit Bundesrat
Leuenberger und SBB-Chef Weibel an den Schalthe-
beln der Schweizer Bahnpolitik sitzen, glauben wie ihre
bürgerlichen KollegInnen, der Markt werde es schon
richten und dabei müssten halt auch Leute auf die
Strasse gestellt werden.
Die Gewerkschaft SMUV hätte seit der Schliessungs-
ankündigung des damaligen Adtranz-Werkes in Pratteln

drei Jahre Zeit gehabt, gemeinsam mit den Angestell-
ten der anderen Bomardier-Niederlassungen in Euro-
pa eine Strategie zur Verteidigung von Arbeitsplätzen
zu entwickeln. Im deutschen Ammendorf streikten bei-
spielsweise die Beschäftigten und die IG-Metall schon
vor zwei Jahren gegen Entlassungen. Mit Erfolg! Heu-
te aber kann der Bombardier-Konzern 6 600 Menschen
in Grossbritannien, Deutschland, Schweden und der
Schweiz entlassen, ohne dass es zu gemeinsamen

Aktionen gegen die Umstrukturierungspläne des welt-
weiten Konzerns kommt.
Neben diesem Mangel an internationaler Zusammen-
arbeit über die Scheuklappen des Standortdenkens
hinaus fehlt es den Schweizer Gewerkschaften an ra-
dikalen Alternativen zum Diktat des Marktes. Am
9. Juni 2001 demonstrierten 25 000 linke Gewerkschaf-
terInnen in Paris, um gegen die Massenkündigungen
bei Danone und Mark & Spencer zu protestieren und
ein Verbot von Entlassungen zu fordern. Neben einem
kämpferischen Widerstand in den Betrieben und einer
radikalen Arbeitszeitverkürzung (30-Stundenwoche) für
die Umverteilung der gesellschaftlich notwendigen
Erwerbsarbeit stellten sie folgende zukunftsweisende
Forderung ins Zentrum: Die Einrichtung eines Fonds,
der von Unternehmen gespeist wird und dazu dient,
gesellschaftlich sinnvolle Arbeitsplätze, wie zum Bei-
spiel im Bereich Schienenverkehr, zu erhalten. Im Wi-
derspruch zu den neoliberalen Privatisierungsabsichten
ergibt sich aus ökologischer Sicht ein dringender Be-

Recht auf Arbeit statt Profit
Verbot von Entlassungen
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fige Teilzeitarbeit, prekäre Beschäftigung). Heute
fliessen mehr Lohnbeiträge in die private 2. und 3. Säule
(Pensionskassen) als in die Grundversicherung (AHV/
IV, d.h. 1. Säule). Nach Untersuchungen der Femco
sind aber 50 Prozent der Frauen gar nicht bei Pensi-
onskassen versichert. Dies bedeutet, dass die private
Versicherung von Alters- und Invalidenrente die Sche-
re zwischen Frauen und Männern in der sozialen Absi-
cherung und damit die Diskriminierung vergrössert hat.
Da die 1. Säule bei weitem nicht existenzsichernd aus-
gebaut wurde, wird die Mehrheit der Frauen im Alter

oder bei Invalidität von staatlichen Sozialleistungen
(Ergänzungsleistungen oder Sozialhilfe) abhängig und
bleibt trotzdem vielfach arm.
In unserer anschliessenden Diskussion wurden die The-
sen ergänzt und die Schlussfolgerung gezogen, dass
Diskriminierungen von Frauen und anderen in der so-
zialen Absicherung nur aufgehoben werden können,
wenn die Leistungen nicht nach dem Erwerbsein-
kommen bemessen, sondern durch eine existenzsi-
chernde Grundrente ersetzt werden. Eine weitere Ver-
schlechterung des schon unbefriedigenden Ist-Zustan-
des (z.B. durch die 11. AHV-Revision) muss verhindert
werden. Verbesserungen sind dringend, so z.B. die Ein-
führung einer Mutterschaftsversicherung und die Ab-
schaffung der privaten Pensionskassen zugunsten der
1. Säule. Auch ein Ausbau der Ganztagesbetreuung
von Kindern kann einer Schlechterstellung im Bereich
der Erwerbstätigkeit zum Teil entgegenwirken.
Die Diskussion wird weitergeführt. Interessierte sind
herzlich eingeladen, sich an den Diskussionen und
Erarbeitungen zu beteiligen.

Andauernde und verschärfte Diskriminierung von
Frauen in der Altersversicherung
Am 8. März diskutierte SoAL/Solidarität über die Ur-
sachen der permanenten, sich unter der neoliberalen
Politik verschärfenden Diskriminierung von Frauen in
den sozialen Sicherungssystemen der Schweiz. Wir
fassen hier die drei wichtigsten Überlegungen zusam-
men:
Eine wesentliche Ursache für die Benachteiligung der
Frauen im Sozialversicherungssystem ist die Bemes-
sung der sozialen Leistungen am Erwerbseinkommen.
Durch diese Regelung werden Frauen bei der Alters-
und Invalidenversicherung wesentlich diskriminiert. Eine
kürzlich veröffentlichte Genfer Studie belegt die noch
immer beträchtliche Schlechterbezahlung von Frauen
gegenüber Männern bei gleicher Arbeit. Hinzu kommt
die unbezahlte Arbeit (ca. 58 Prozent des BIP), die zu
zwei Dritteln von Frauen erbracht wird. Es handelt sich
dabei hauptsächlich um Betreuungsarbeit für Kinder,
Alte und Kranke. Die vielschichtige Schlechterstellung
der Frauen in der Erwerbsarbeit hat eine massive
Schlechterstellung in der sozialen Absicherung zur
Folge.
Frauen müssen verheiratet oder geschieden sein, um
vom teilweisen Ausgleich durch Betreuungs- und Er-
ziehungsgutschriften profitieren zu können, die mit der
10. AHV-Revision eingeführt wurden. Frauen, die sich
nicht dem patriarchalen System der Ehe unterziehen,
profitieren nicht von diesem viel gerühmten Ausgleich
für ihre rollenspezifische Diskriminierung. Fortschritte
werden zudem durch Rückschritte – z.B. die Erhöhung
des Rentenalters für Frauen und aktuell die Abschaf-
fung der Witwenrenten in der 11. AHV-Revision – wie-
der weitgehend aufgehoben.
Die schleichende Privatisierung der Alters- und Invali-
denversicherung (AHV/IV) in den letzten 20 Jahren (sie-
he letztes Bulletin „Keine Rente unter 3 500 Franken“)
hat die Diskriminierung aufgrund der besonderen Stel-
lung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt  verschärft (häu-

darf, den öffentlichen, kollektiven Verkehr zu fördern.
Beschäftigte aus Unternehmungen, deren Arbeitsplät-
ze aus gesellschaftlicher Sicht nicht erhaltenswert sind
(Atomenergie, Rüstung, Flugverkehr etc.), erhielten
durch diesen Fonds eine Garantie für die Weiterzah-
lung ihrer Löhne und eine Umschulung auf andere Ar-

beitsfelder. Statt Standortdenken, das im Rahmen der
Globalisierung ohnehin erfolglos ist, gäbe es vielver-
sprechendere Alternativen des Widerstands. Gesicher-
tes Einkommen und Erwerbsarbeit für alle, die dies
wollen, sind Rechte, die nicht dem kapitalistischen
Markt geopfert werden dürfen.

Impressum

Herausgeberin:
SoAL/Solidarität, Postfach 4070,
4002 Basel, PC 40-11638-2
Website: www.soal.ch
e-mail: soal.solidaritaet@bluemail.ch
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Am 10. März 2004 beschloss der Basler Grosse Rat
zwei neue Gesetze zur Ausgliederung der Basler
Verkehrsbetriebe (BVB). Gewerkschaften und Lin-
ke haben gegen diese Privatisierungsschritte das
Referendum ergriffen.

Bisher sind die BVB Teil der Kantonsverwaltung. Ge-
mäss dem neuen BVB-Organisationsgesetz und dem
Gesetz über den öf fentlichen Verkehr sollen sie zu-
künftig als eigenständiges Unternehmen funktionieren
und vom Kanton Aufträge erhalten. Die Folgen einer
Ausgliederung wären beträchtlich. Das neue Unterneh-
men soll zwar vorerst im Besitz des Kantons bleiben,
die Erfahrung zeigt aber, dass sich dies bald ändern
könnte.

Nein zur Auslagerung!

Der Grosse Rat ebnet mit den beiden Gesetzen den
Weg, damit neoliberale Konzepte auch bei der BVB
greifen können. Dies – einmal mehr – unter Mithilfe
einer Mehrheit der SP-ParlamentarierInnen und ihres
Regierungsrats. Ausserdem plant der Kanton, beim
öffentlichen Verkehr acht Millionen einzusparen,
50 Stellen abzubauen, das Streckennetz zu verkürzen
und die Preise für RentnerInnen zu erhöhen. Als Argu-
ment dient der angebliche Sparzwang. Das Referen-
dum bietet die Chance, den Privatisierungsgelüsten
eine deutliche Abfuhr zu erteilen und die Diskussion
über die Folgen solcher Politik zu intensivieren.
Die bilateralen Verträge mit der EU und die WTO-Re-
geln sehen vor, dass Fahrleistungen im Stadtverkehr
den Submissionsregeln unterstehen. Das heisst, über
kurz oder lang könnte das Basler Bus- und Schienen-
netz auch für private Anbieter geöffnet werden und die
neue BVB müsste sich mit Konkurrenzofferten priva-
ter Konzerne messen. Entsprechende Beispiele sind
aus Berlin und Brandenburg bekannt. Ausserdem könn-
ten private Anbieter über die Wettbewerbsklausel Druck
auf den Kanton ausüben, weil er bei der neuen Form
zugleich Auftraggeber und Auftragnehmer ist. Solche
Klagen gab es zum Beispiel im Kanton Luzern, der die
eigene Bus-Firma nun verkauft hat. Neben dem Risiko
der Privatisierung sind gravierende Verschlechterungen
beim Angebot, bei den Preisen und den Löhnen zu
befürchten.

Modernisierung für wen?

Die Idee, öffentliche Einrichtungen wie privatwirtschaft-
liche Unternehmen zu führen, ist nicht neu. Ähnliche
Bestrebungen gibt es auch in anderen Bereichen, etwa
im Gesundheitswesen, bei der Energie- und Wasser-
versorgung oder im Bereich Kommunikation. Unter dem
Vorwand, die entsprechenden Institutionen zu moder-
nisieren und schlanker zu führen, kommt es über kurz
oder lang zu einem Ausverkauf von Einrichtungen, die
meist einen hohen Standard aufweisen. Was von der
öffentlichen Hand während Jahrzehnten entwickelt und

aufgebaut wurde, gelangt schlussendlich – oft spott-
billig – in private Hände, entzieht sich damit der Einfluss-
nahme der Bevölkerung und wird nach Rentabilitäts-
kriterien umgestaltet. Betrachtet man die Privatisierun-
gen, die zur Zeit in verschiedenen Ländern stattfinden,
wird klar, dass eine gigantische Umverteilung und pri-
vate Aneignung öffentlicher Güter im Gang ist. Die
Politik der leeren Kassen, etwa durch Steuersenkun-
gen für Reiche (vgl. Abstimmung über das Steuerpaket
in der Beilage) schafft die nötigen Voraussetzungen
und „Sachzwänge“, damit sich die Sparprogramme und
Auslagerungen durchsetzen lassen. Die Folgen trägt
die Bevölkerung, insbesondere Menschen mit niedri-
gem Einkommen. Sie sind darauf angewiesen, dass
gemeinschaftliche Dienstleistungen wie der öffentliche
Verkehr gut funktionieren, breit angeboten werden und
preisgünstig sind. Dass dies immer weniger der Fall
ist, beweist etwa die Umstrukturierung der ehemali-
gen PTT. Auch der Umbau der Uni Basel mit der ange-
drohten Schliessung einzelner Fächer läuft vor ähnli-
chem Hintergrund ab.

Guter Service Public für alle!

Nur eine breite Bewegung gegen neoliberale Politik und
Privatisierungen kann verhindern, dass alle Lebensbe-
reiche nach rein ökonomischen Kriterien zurechtge-
stutzt werden. Nach der Auslagerung verliert die Öf-
fentlichkeit (meist schrittweise) die Möglichkeit einer
steuernden Prioritätensetzung. Gerade bei Leistungen,
die mit der Deckung von Grundbedürfnissen oder mit
umweltrelevanten und sozialen Bereichen verknüpft
sind, darf diese Steuerung aber nicht wegfallen. Der
Öffentliche Dienst ist nicht dazu da, Leistungen mög-
lichst gewinnbringend zu organisieren, sondern er dient
primär qualitativen Zielen. Im vorliegenden Beispiel
sollte dies heissen, allen Menschen Mobilität zu er-
möglichen und den Verkehr gleichzeitig ökologisch zu
betreiben. Ein Unternehmen, das primär Gewinn ab-
werfen soll, will und kann dies nicht verwirklichen. Die
öffentliche Einflussnahme ist übrigens auch zwingen-
de Voraussetzung, um die Einrichtungen des Service
Public tatsächlich zu modernisieren, das heisst, sie
weniger hierarchisch zu betreiben und die Dienstleis-
tungen sozialer, benutzerInnenfreundlicher und ökolo-
gischer auszugestalten.

Weitere Infos unter www .bvb-bleibt-bvb.ch

Keine Auslagerung der BVB!
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Der Bericht des Basler Universitätsrates vom
22. Januar sieht unter anderem vor, die Löhne der
Angestellten zu senken, die Fächer Astronomie,
Geologie und Slavistik vollständig zu streichen,
die analytische Chemie, Archäologie/Urgeschich-
te, Botanik, reine Mathematik und Musikwissen-
schaft massiv zu kürzen und andere Bereiche von
der Universität abzustossen.

Auslagerungen und Privatisierungen sind ein zentra-
les Element der gegenwärtigen neoliberalen Offensive.
Die Basler Universität, die bereits 1996 ausgelagert
wurde, ist in einigen Bereichen ein Spezialfall, aber
die Entwicklungen der letzten Jahre, die mit dem Vor-
schlag des Universitätsrates für eine neue Leistungs-
vereinbarung beschleunigt wurden, weisen in dieselbe
Richtung wie die Ergebnisse anderer Auslagerungen:
Es folgen Lohnabbau, Entdemokratisierung und Kür-
zung des Angebotes. Anders als beim öffentlichen
Verkehr droht kurzfristig kaum eine Privatisierung. Die
Bildung gehört momentan nicht zu den Bereichen, wel-
che die Schweiz nach WTO-Regeln freigegeben hat,
so dass multinationale Firmen deren Ausschreibung
mit Dumping-Angeboten rechtlich erzwingen können.
Was auf lange Sicht geschehen wird, ist allerdings of-
fen – in einer neuen Studie von Avenir Suisse ist eine
der erörterten Varianten für eine „globalisierungskonfor-
me“ Hochschulpolitik die Übergabe von Universitäten
an multinationale Konzerne. Aber auch wenn die Uni-
versität in staatlicher Hand bleibt, führt die Auslage-
rung dazu, dass betriebswirtschaftliche Kriterien auf
Kosten der Interessen der Allgemeinheit und der di-
rekt Betroffenen an Gewicht gewinnen.

Lohnabbau

Für den geringen Widerstand gegen die 1996 vollzoge-
ne Auslagerung der Universität spielte es eine bedeu-
tende Rolle, dass den Angestellten der Universität ver-
sprochen wurde, die Anstellungsbedingungen würden
weiterhin denjenigen des Kantons Basel-Stadt entspre-
chen. Tatsächlich hat das Personalreglement der Uni-
versität noch viele Gemeinsamkeiten mit dem des
Kantons, und kantonale Sparmassnahmen wie der Ver-
zicht auf Teuerungsausgleich und Stufenanstieg mit
dem Sparpaket 2000 wurden an der Universität mitvoll-
zogen. Darüber hinaus hat aber an der Universität eine
zusätzliche Verschlechterung stattgefunden. Unter

anderem wird 2004 einem Teil der Angestellten kein
Teuerungsausgleich mehr bezahlt, die Garantie für den
Teuerungsausgleich auf Renten für die ab 1996 Pen-
sionierten wurde aufgehoben, und Lehraufträge wurden
heruntergestuft. Mit den neuen V orschlägen des
Universitätsrates würden darüber hinaus die Löhne al-
ler Uni-Angestellten um zwei Prozent gesenkt.

Demokratieabbau

Auslagerungen und New Public Management führen
zu einem Abbau der demokratischen Entscheidungs-
kompetenz der Parlamente. Obwohl die Universität mit
öffentlichen Mitteln finanziert wird, können die Parla-
mente seit der Auslagerung nicht mehr über deren
Verwendung entscheiden. Die Kompetenzen, die vor-
her dem Grossen Rat zustanden, wurden dem Universi-
tätsrat, einem von der Regierung ernannten Gremium,
übergeben. Der Demokratieabbau bei Auslagerungen
geht noch weiter als bei der geplanten und inzwischen
verworfenen verwaltungsweiten Einführung von New
Public Management. Seit der Auslagerung findet auch
innerhalb der Universität ein Prozess der Entdemokra-
tisierung statt. Das Rektorat baut seine Macht gegen-
über den Instituten und Fakultäten aus und will bei-
spielsweise Einfluss auf Berufungen nehmen. Schon
das Vorpreschen bei der Bologna-Reform ohne genü-
gende Debatten ist Ausdruck der undemokratischen
Verhältnisse an der Universität, und mit der „Portfolio-
Bereinigung“ werden diese weiter verschärft. Wenn der
Universitätsrat gegen den Willen anderer universitärer
Gremien Entscheidungen trifft und von Seiten der Poli-
tik wiederum teilweise zu hören ist, man könne nichts
ändern, weil sonst die Autonomie der Universität ge-
fährdet sei, ist das ein aus demokratiepolitischer Sicht
unhaltbarer Zustand.

Widerstand gegen Bildungs- und Lohnabbau

Schon eine Woche nach der Veröffentlichung des Be-
richtes des Universitätsrates fand eine Kundgebung mit
rund 3 000 TeilnehmerInnen statt. Studierende haben
mit zahlreichen weiteren Aktionen darauf aufmerksam
gemacht, dass sie vom Universitätsrat übergangen
werden. Für die Astronomie, die Slavistik, die Geolo-
gie und die Musikwissenschaft wurden über 29 000
Unterschriften gesammelt, und für den botanischen Gar-
ten wurde eine Petition mit 16 538 Unterschriften ein-
gereicht. Es ist wichtig, dass der Widerstand gegen
den Bildungs- und Lohnabbau weitergeht und auf eine
breitere Basis gestellt wird. Zu diesem Zweck wird am
27. Mai um 20 Uhr im 1. Stock des Gewerkschafts-
hauses, Rebgasse 1, ein Verein gegründet, der sich
für eine demokratische, qualitativ hochstehende Uni-
versität und gegen Fächerabbau und Lohnkürzungen
einsetzt.

Die ausführliche Fassung dieses Beitrags findet sich auf unserer
Webseite www.soal.ch.

Portfolios und andere Bereinigungen
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Die Repressionsschraube gegen sozial oder poli-
tisch aufmüpfige und unliebsame Personen wird
auch hierzulande angezogen.

Markus* (18) ist Schüler und engagiert sich in Attac.
Wie viele Gleichaltrige ist er gegen den Irak-Krieg auf
die Strasse gegangen und bei Protestaktionen bereits
mehrfach mit den rabiaten Methoden der Polizei in
Berührung gekommen. Als er einen Überfall der Poli-
zei auf TeilnehmerInnen eines G8-Widerstandscamps
filmt, wird er brutal niedergeschlagen. Weil er es als
Pazifist ablehnt, sich zu vermummen, hat er nach ei-
ner Demo eine Klage wegen Sachbeschädigung, Nöti-
gung und anderen Delikten am Hals, von denen er kei-
nes begangen hat. Trotzdem wird er weiter von seinen
Freiheitsrechten – auch auf politischen Protest – Ge-
brauch machen.
Karin* (48) war Krankenschwester, bevor sie ihre Stel-
le verlor. Als sie schwer krank wurde, musste sie So-
zialleistungen beanspruchen. Ihrem Mann erging es
genau gleich. Seither lebt die Familie in prekären Ver-
hältnissen und hat sich verschuldet. Sie muss die oft
schikanöse Behandlung auf Ämtern über sich ergehen
lassen. Auch Karin erlebte die rabiaten Methoden der
Polizei, die um 7 Uhr früh überfallsartig ihre Wohnung
stürmte, sie in Haft nahm und dem Betreibungsamt
vorführte, nur weil sie vergessen hatte, eine Unterschrift
zu leisten.

Ausbau der Überwachung

Nach den Anschlägen vom 11. September 2001 wurde
in den USA und Europa die Gunst der Stunde genutzt,
um im Schnellverfahren so genannte Antiterrorgesetze
durchzupeitschen, die in der Essenz schon vorberei-
tet waren. Die Definition von Terrorismus wurde so weit
gefasst, dass fast jede Art von politischer Organisati-
on und radikalerer Aktion (Beschädigung öffentlicher
Einrichtungen oder Transportmittel, Störung der Strom-
versorgung oder Drohung mit solchen Taten) als terro-
ristisch eingestuft werden kann. Offenbar sollen mit
einem derart weiten Terrorismusbegriff auch Proteste
gegen G8-, WTO- oder andere Gipfel abgedeckt wer-
den, bei denen bereits einzelne Teilnehmende zu mas-
siven Haftstrafen verurteilt wurden.
Gleichzeitig wurden in den letzten Jahren europaweit
neue Gesetze erlassen, die die Freiheitsrechte erheb-
lich einschränken. Am Europäischen Sozialforum (ESF)
in Paris warnten kritische JuristInnen vor einer Tendenz
zum Polizei- und Überwachungsstaat, der sich in er-
ster Linie gegen sozial Schwache, Junge, AusländerIn-
nen etc. richte und politische Proteste kriminalisiere.
Finanz- und Wirtschaftsverbrechen werden dagegen
weiterhin kaum verfolgt. Die Befugnisse der Polizei
werden nochmals massiv ausgebaut und zunehmend
alle Lebensbereiche bis ins Privatleben überwacht.
Die Schweiz ist vom zunehmenden Trend zu einem
autoritären und repressiven Verhältnis des Staates zu

den BürgerInnen nicht ausgenommen. Im Gegenteil:
Im Sozialbereich gehören die meist finanziellen Sank-
tionen für „Vergehen“ inzwischen zum Alltag, z.B. wenn
man sich weigert, seine Arbeitskraft um jeden Preis
zu verkaufen. Bestimmte Gruppen von AusländerInnen
werden systematisch in ihrer Bewegungsfreiheit ein-
geschränkt (Rayonverbote). AsylbewerberInnen stehen
genauso unter einem Generalverdacht, unberechtigt
Forderungen an die Gesellschaft zu stellen, wie
BezieherInnen von Arbeitslosengeld oder IV-Renten.
Politischen oder gewerkschaftlichen Protesten begeg-
nen Polizei und Justiz mit zunehmender Härte. Schwere
Körperverletzungen an DemonstrantInnen durch die
Polizei häufen sich; ebenso Massenfichierungen und
kollektive Freiheitsberaubung ohne konkreten Verdacht.
Von der Unschuldsvermutung wird immer weiter abge-
rückt. Zudem werden Einzelpersonen für Sachbeschä-
digungen oder andere Vergehen haftbar gemacht, die
sie persönlich weder begangen noch befürwortet ha-
ben (Urteile in Basel, Änderung des Demorechts in
Genf u.ä.).

Das Geschäft mit der Sicherheit

Die Funktion dieser Repression liegt im Wesentlichen
darin, alle Ansätze individuellen und kollektiven Auf-
begehrens gegen eine immer rigorosere Privatan-
eignung gesellschaftlicher Ressourcen im Keim zu
ersticken, nachdem sich die Glücksversprechungen des
Neoliberalismus immer mehr als Lüge entlarven. Ein
am ESF ebenfalls erwähnter Aspekt ist, dass sich rund
um die Repression ein florierender Wirtschaftszweig
entwickelt (privatisierte Gefängnisse und Asylunterkünf-
te, Sicherheitsdienste, minimal bezahlte Häftlingsarbeit,
Hightech-Überwachungssysteme etc.).
Obwohl nicht alle Betroffenengruppen voneinander wis-
sen oder ihre Erfahrungen kollektivieren und der Öf-
fentlichkeit vieles verborgen bleibt, wird die Repressi-
on zunehmend sichtbar und thematisiert. In den kom-
menden Monaten finden mehrere Veranstaltungen und
Aktionstage statt (siehe letzte Seite), um auf diese
Problematik aufmerksam zu machen.

Die vollständige Version des Artikels und Termine finden sich auf
unserer Website www.soal.ch. Mehr zum Thema auch unter
www.antirep.ch, www.augenauf.ch und www .reporter-ohne-
grenzen.de/aktu/pm_anzeige.php?id=222

* Name geändert

Ende der Charme-Offensive
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In den Schweizer Medien und der linken Gegen-
öffentlichkeit gilt die Genfer Initiative als hoff-
nungsvoller Entwurf einer Friedensregelung in
Palästina/Israel. Urs D., SoAL/Solidarität-Mitglied,
Aktivist des Palästina-Komitees und der nationa-
len Boykottkampagne, hat an verschiedenen Dis-
kussionen gegen die Initiative Stellung bezogen.
Wir fragen nach den Gründen.

Die Genfer Initiative ist weit von einer Realisierung
entfernt. Warum betonst du trotzdem die Gefahren
dieser Friedensinitiative?

Ich befürchte, dass die Schweiz und andere EU-Staa-
ten die Initiative zum Vorwand nehmen, sich von der
Durchsetzung des Völkerrechts und den UNO-Reso-
lutionen gegenüber Israel abzusetzen. Die Genfer In-
itiative weicht in wichtigen Teilen von internationalem
Recht ab. Unmittelbar wäre heute ein erhöhter Druck
auf die israelische Regierung notwendig, damit diese
die Lebensbedingungen der PalästinenserInnen nicht
ständig unerträglicher macht. Als wir Ende März die
Petition mit 12 000 Unterschriften gegen die Mauer in
der Westbank eingereicht haben, meinte der zustän-
dige Vertreter des EDA, die Schweiz werde in dieser
Frage wohl keine besonderen Vorstösse unternehmen,
weil sie sich auf die Genfer Initiative konzentriere.

Worum geht es der Schweiz und der EU letztlich?

Die europäischen Länder würden den Nahen Osten
gerne enger in ihre wirtschaftliche Einflusssphäre ein-
binden. Dafür muss Israel eine „Normalität“ attestiert
werden, indem es von seiner Verantwortung für die Lage
der diskriminierten und geflüchteten PalästinenserInnen
in Israel, unter israelischer Besatzung oder Belage-
rung und im Exil weitgehend freigesprochen wird.

Ist denn die Genfer Initiative nicht auch eine Alternati-
ve zu Sharons Politik?

Die Genfer Initiative ist die europäische Variante einer
Friedensregelung für den Konflikt. Die USA unterstützt
die Politik der Sharon-Regierung, die EU eine Lösung,
die sowohl der zionistischen Linken in Israel gerecht
wird, die vor allem um die „demografische Mehrheit“
bangt, als auch den arabischen Regimes entgegen
kommt. Letztere würden das „Palästinenserproblem“
egal unter welchen Umständen am liebsten so schnell

Hoffnungsschimmer Genfer Initiative?
wie möglich begraben sehen. Weder die USA noch
die EU und die Schweiz sind gewillt, den Palästinen-
serInnen etwas anderes als einen von Israel abhängi-
gen Status zu gewähren. Zudem wird das zentrale Pro-
blem in diesem Konflikt vom Tisch gewischt: das völ-
kerrechtlich verankerte Recht von zwei Drittel der ins
Ausland, in den Gaza-Streifen oder in die Westbank
geflüchteten palästinensischen Bevölkerung, in ihre Her-
kunftsorte zurückzukehren. Das ist auch der wesentli-
che Grund, warum die Initiative von den Betroffenen
fast einhellig abgelehnt wird und keine Grundlage für
einen wirklichen Frieden bietet.

Ist die Verwirklichung des Rückkehrrechts nicht un-
realistisch und sollte deshalb, wie vielfach gefordert,
endlich vergessen werden?

Die Rückkehr der Opfer ethnischer Vertreibungen, wie
sie 1948 und 1967 im heutigen Israel stattgefunden
haben, ist in allen Konflikten (Bosnien, Kroatien, Ko-
sovo, Indonesien, Ruanda etc.) ein schwieriges Unter-
fangen. Trotzdem sieht das Völkerrecht gerade diesen
Prozess für eine Friedensregelung und das Ende eth-
nischer oder rassistischer Ausgrenzung vor. Warum
sollte dies Israel nicht zumutbar sein? Zudem liegen
konkrete, realistische Pläne von palästinensischen
Flüchtlingsorganisationen vor, wie die Vertriebenen in

ihre heute meist zerstörten Herkunftsorte zurückkeh-
ren könnten. Und es besteht die Bereitschaft, sich auf
den schwierigen Prozess der Suche nach entsprechen-
den Lösungen einzulassen. Mit politischem Willen wäre
das umsetzbar.
Einen Konflikt lösen zu wollen, der auf ethnischer Ver-
treibung und Diskriminierung beruht, ohne die Ursa-
chen bekämpfen, die Verantwortung benennen und die
Rechte der Opfer wahren zu wollen, scheint mir auch
für Israel absurd.

Die Genfer Initiative sieht aber einen palästinensischen
Staat in der Westbank und im Gaza-Streifen vor?

Dieser so genannte Staat kann eine Übergangslösung
nach einem Rückzug der israelischen Armee aus den
besetzten Gebieten sein. Aufgrund seiner Grösse und
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Abhängigkeit von Israel (Wasser, Infrastruktur, Wirt-
schaft, Aussengrenzen) kann von Souveränität aber
nicht die Rede sein. Der israelische Historiker Ilan Papé
findet es sogar fahrlässig, in diesem Zusammenhang
das Wort Staat zu gebrauchen. Selbst wenn das Kon-
strukt, das in der Genfer Initiative vorgesehen ist, eine
Verbesserung gegenüber der jetzigen Zerstückelung
der Westbank bedeutet, entspricht das, was entsteht,
vom Charakter her den südafrikanischen Bantustans.
Diese Abhängigkeit fördert zudem die repressive, kor-
rupte Struktur der palästinensischen Behörde, wie sie
schon nach Oslo mit Wissen und finanzieller Unter-
stützung der EU aufgebaut wurde.

Die Genfer Initiative wird vom Lausanner Uniprofessor
Aldeeb als rassistisch kritisiert. T eilst du seine Mei-
nung?

Die Initiative akzeptiert das heute von allen zionisti-
schen Kreisen vertretene Dogma, Israel könne nur mit
einer jüdischen Bevölkerungsmehrheit überleben. Ich
glaube das nicht. Wenn Israel sich nicht in die arabi-
sche Umwelt integriert, die ethnische, religiöse und
nationale Heterogenität der dortigen Bevölkerung nicht
akzeptiert, nicht allen Menschen die gleichen Rechte
garantiert und deshalb nur als koloniales Bollwerk mit
westlicher Unterstützung überleben kann, gefährdet es
vielmehr selbst das Leben der ansässigen jüdischen
Bevölkerung. Israel soll Fluchtort für verfolgte Menschen
sein (ob jüdischer, arabischer oder anderer Herkunft).
Das ist nur dann glaubwürdig und dauerhaft möglich,
wenn es selbst nicht rassistisch bleibt.

Du bezeichnest die Genfer Initiative als Etiketten-
schwindel?

Die InitiantInnen wie die UnterstützerInnen der Genfer
Initiative behaupten, dass das Abkommen der UNO-
Resolution 242 entspricht, die ein Ende der israelischen
Besatzung verlangt. Dies stimmt nicht, was die Sied-
lungen im Grossraum Jerusalem und die faktische
Annexion der Stadt betrifft, die in der Initiative beide
weitgehend akzeptiert werden. De facto würden damit
50 Prozent der Siedlungen in der Westbank und die
massive Diskriminierung, Vertreibung und Ausgrenzung
der arabischen Bevölkerung aus Jerusalem in den letz-
ten 50 Jahren im Nachhinein legalisiert.

Sharon spricht heute von einem einseitigen Rückzug
aus Gaza. Ist das nicht auch ein Erfolg der Genfer
Initiative?

Der so genannte Abzug aus Gaza und andere Pläne
eines einseitig beschlossenen Rückzugs entsprechen
einem alten Projekt, das auch schon Regierungen der
Arbeitspartei vertreten haben. Ob es je verwirklicht wird,
wird sich weisen. Das Datum für den Abzug wurde seit
der Ankündigung im Februar mehrfach verschoben (un-
terdessen auf Sommer 2005). Ob es zu einer Räu-
mung der Siedlungen kommt, ist noch ungewisser. Mit
Gewissheit können wir heute nur sagen, dass Sharon
die Ankündigungen nutzt, um die Repression in den
besetzten Gebieten massiv zu verschärfen. Aus Pro-
test gegen die ständigen israelischen Abriegelungen

und Schikanen hat das UN-Flüchtlingshilfswerk
UNRWA diese Woche angedroht, ihre Nahrungsmittel-
lieferungen an die hungernde und eingesperrte Bevöl-
kerung im Gaza einzustellen.
Falls es tatsächlich einmal zum Abzug kommen wird,
behält sich Israel weiterhin vor, den dicht bevölkerten
Gaza-Streifen abzuriegeln (der elektrisch gesicherte
Zaun und der Sicherheitsstreifen dafür stehen bereits
seit 1994) sowie militärische V orstösse und Zerstö-
rungen durchzuführen. Mit dem Vorteil, dass es sich
gleichzeitig jeglicher Verantwortung für das Überleben
der palästinensischen BewohnerInnen entledigen und
die Aufgabe an die internationale Gemeinschaft dele-
gieren würde. Für die Bevölkerung wird das Leben im
Gaza-Streifen weiterhin unerträglich sein, solange das
Gebiet eine abgeschirmte Enklave bleibt.

Das Palästina-Komitee der Region Basel plant im
Oktober dieses Jahres eine Beobachterinnen-Delega-
tion nach Palästina. Während zehn Tagen besucht die
Gruppe verschiedene Frauenprojekte, die vorwiegend
von palästinensischen Frauen in den besetzten Ge-
bieten und Israel geführt werden. Die Teilnehmerinnen
sollen die Lebensrealität vor Ort kennen lernen und mit
dem erworbenen Wissen helfen, die Solidarität mit pa-
lästinensischen Frauen bei uns zu stärken.
Interessierte Frauen melden sich bei val75@gmx.net
(Valerie) oder 061 321 17 01 (Birgit). Ein erster Informa-
tionsabend findet am 25. Juni um 19 Uhr in den Räu-
men der IGA, Oetlingerstrasse 74, statt.

Frauendelegation nach
Palästina
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An zwei Veranstaltungen der SoAL Bern und Ba-
sel hat der Journalist, Autor und Russland-Ken-
ner Karl Grobe-Hagel über die Dimension, die Hin-
tergründe und die V erantwortung der europäi-
schen Länder für das Fortdauern des russischen
Krieges in Tschetschenien informiert. Wir veröf-
fentlichen ein Interview, das wir anlässlich sei-
nes Besuchs in der Schweiz geführt haben.

Du hast in Bezug auf den Krieg in Tschetschenien von
einem Genozid gesprochen. Warum?

Diesem Krieg ist ein Viertel der Bevölkerung Tsche-
tscheniens zum Opfer gefallen. In den zwei Kriegen
von 1992 bis 2004 gab es bisher über 200 000 tote
Zivilpersonen. Die Hälfte der Bevölkerung war irgend-
wann auf der Flucht, und es gibt keine Familie, in der
nicht ein männliches Mitglied umgekommen ist, sei
es durch Säuberungen, Kampfhandlungen oder
ausserrechtliche Erschiessungen. Das löscht Familien-
zusammenhänge aus und damit die Zusammenhänge
dieses Volkes.

Du sprichst beim zweiten Tschetschenien-Krieg vom
„Krieg der verbrannten Kultur“?

Bekannt ist der Begriff der „verbrannten Erde“. Es geht
dabei um eine sich zurückziehende Armee, die alles
zerstört, was dem Gegner noch nützlich sein könnte:
Strassen, Infrastruktur, Wohnungen. Der Ausdruck „ver-
brannte Kultur“ ist in meinem Verständnis die Vernich-
tung der Identität eines V olkes. Tschetschenische
Grossfamilien hatten als Zentrum eigene Wohntürme.
Diese werden systematisch zerstört. Sie hatten auf
den Bergen islamische und vorislamische Heiligtümer.
Das konnten Bäume oder Steinsetzungen sein. Diese
werden systematisch zerstört. Sie hatten eine an die
Moderne angeschlossene wissenschaftliche Kultur, wie
die bedeutende Universität in Grosny. Diese Universi-
tät besteht nicht mehr. Die Sprache wird seit 1992 of-
fiziell an den Schulen nicht mehr gelehrt. Die eigene
religiöse Kultur , die aus der islamischen Mystik
stammt, wird durch den Einfluss radikaler IslamistIn-
nen, die ganz andere Dinge vertreten, überlagert. Gleich-

zeitig bekämpfen die zentralen russischen Behörden
alle islamischen Äusserungen. Damit ist die Identität
einer Kultur zerstört.

Welche Absichten verfolgt Russland in diesem Krieg?

Russland möchte seine nationalen Grenzen, also die
Grenzen der russischen Föderation, erhalten, so wie
sie in der alten Verfassung der Sowjetunion standen.
Ausserdem will es verhindern, dass sich andere Völ-
ker gleiche Autonomierechte wie die TschetschenInnen
herausnehmen und damit ihre Rohstoffe selbst kon-
trollieren. Russland will die Kontrolle über die Erdölvor-
räte, die Raffinerieanlagen, Eisenbahnen und Pipline-
Transitlinien in Tschetschenien behalten.

Die russische Bevölkerung zahlt einen sehr hohen Preis
für diesen Krieg. Du hast z.B. die Zahl von einer Mil-
lion traumatisierter Soldaten genannt.

Die Million Soldaten, die durch diesen Krieg gegangen
sind, sind entmenschlicht. Ihre Tötungsschwelle ist

herabgesetzt, sie sind gewalttätig geworden und ha-
ben den Anschluss an die Kultur des eigenen Landes
oder ihrer Familien verloren. Viele leiden darunter, dass
sie andere Menschen auf Befehl töten, massakrieren
und foltern mussten. Die Traumatisierung von einer
Million Soldaten im Alter von etwa 18 bis 24 Jahren
betrifft einen erheblichen Teil der jungen Generation rus-
sischer Männer und hat deshalb Auswirkungen auf die
russische Gesellschaft.

Es gibt in Russland Kräfte, die sich gegen diesen Krieg
wenden. Haben sie Chancen, Gehör zu finden?

Unter der relativ unabhängigen russischen Intelligenz
geniesst „Memorial“ ein hohes Ansehen. „Memorial“
betreibt Aufklärung von Stalin-Verbrechen und ist heu-
te zu Tschetschenien aktiv. Die Soldatenmütter, die
sich vor allem mit dem Schicksal ihrer in Tschetsche-
nien gefallenen Kinder und mit den traumatisierten

Tschetschenien: Russlands
vergessener Krieg im Kaukasus
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Rückkehrern beschäftigen, werden vor allem von der
traditionellen Frauenbewegung geachtet. Sie war zwar
Teil der Partei, ist aber in dieser Frage durchaus unab-
hängig. Daneben gibt es zahlreiche andere Gruppen,
die wir hier im Westen als zivilgesellschaftlich bezeich-
nen würden. Sie haben aber alle keinen Zugang zu
den wichtigen, nationalen Massenmedien, sondern
werden lediglich von Lokalzeitungen und abweichen-
den Moskauer Zeitungen wahrgenommen. Ihr Einfluss
auf die breite Öffentlichkeit ist deshalb noch sehr ge-
ring.

Du sagst, der Ursprung dieses Krieges sei weder reli-
giös noch ethnisch. Was ist er dann?

Am Anfang stand eine Auseinandersetzung um Land,
begonnen zur Zeit von Katharina der Grossen, die das
Kaukasus-Vorland besiedeln wollte und die Auswan-
derung von TschetschenInnen aus dem Kaukasus dort-
hin vorantrieb. Ausserdem ist es ein Konflikt der Kultu-
ren. Es geht um eine Stammesordnung, die nie zu
einer Staatenbildung, aber zu Solidarität führte. Dies
passt nur schwer in das gängige Schema Feudalis-
mus-Kapitalismus. Und schliesslich ist es auch eine
aktuelle Auseinandersetzung: Etwa ab 1900 führte der
Zugriff auf das Öl zum Konflikt zwischen einer russi-
schen, technischen Oberschicht in der russischen Ko-
lonialstadt Grosny und den tschetschenischen Arbeite-
rInnen und Bauern/Bäuerinnen. Dazu kommen diejeni-
gen, die sich vor Jahrzehnten nicht der Zwangskollek-
tivierung unterziehen wollten, weil sie einen eigenen
Begriff von Gemeineigentum hatten.

Wäre die Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts
eine Alternative zum Krieg?

Dies wäre unter folgenden Umständen realistisch: wenn
es gelingen würde, eine Wirtschafts- und Gesellschafts-
ordnung herzustellen, in der das geschilderte Konflikt-
feld keine Rolle mehr spielt; wenn die Gesellschaft für
die Individuen so frei wäre, dass die Eigentums- und
Machtverhältnisse den einzelnen die Möglichkeit gä-
ben, sich ihren Fähigkeiten entsprechend zu entfal-
ten; wenn das sprachliche Element weniger wichtig
wäre. Diese Faktoren bleiben so lange wichtig, wie man
den TschetschenInnen sagt: „Willst du arm bleiben,
so bleib Tschetschene/Tschetschenin! Willst du aber
reich werden, musst du Russe/Russin werden!“ Damit
verstärkt man die Nischenkonflikte. Wenn man den
sozialen Kern des Konfliktes erkennt, ergibt sich die
radikale Forderung, die Gesellschaft zu verändern, und
nicht die tschetschenische Bevölkerung.

Welche Perspektiven siehst du, um diesen Krieg rasch
zu beenden?

Die einzige realistische Möglichkeit, die ich sehe, ist
die Rückkehr zum Friedensabkommen von 1997, das
die Präsidenten Russlands und Tschetscheniens, Jelzin
und Maschadow, abgeschlossen haben. Es handelt
sich dabei um einen Vertrag zwischen zwei gleichbe-
rechtigten Ländern. Offen ist nur geblieben, welches
Mass an Unabhängigkeit Tschetschenien zukommen

sollte, eine Frage, deren Klärung bis ins Jahr 2002 ver-
einbart war. Um an dieses Abkommen anzuknüpfen,
halte ich Vorgespräche zwischen Putin und Mascha-
dow, der seit der von Russland kontrollierten Wahlfarce
von Oktober 2003, als Putin seinen Kandidaten Kady-
row durchsetzte, untergetaucht ist, für notwendig. Das
würde Maschadow auch den Spielraum geben, sich
von gewissen Banditen, die heute unter der Flagge
tschetschenischer Unabhängigkeit ihr eigenes Ge-
schäft betreiben, zu trennen.

Du behauptest, das Stillschweigen Europas verlänge-
re diesen Krieg. Wie begründest du dies?

Europa erhebt keinen Einspruch gegen die Kultur-
vernichtung, gegen die Politik der verbrannten Kultur.
Wenn es noch eine europäische Überwachung gäbe,
wie sie die OSZE früher durchführen konnte, und die
Öffentlichkeit, insbesondere in Russland, erfahren wür-
de, was in Tschetschenien passiert, würde politischer
Widerspruch entstehen. So aber flackert nur Wider-
stand auf, wenn gefallene russische Angehörige heim-
gebracht werden. Ein allgemeiner öffentlicher Druck auf
die russische Regierung, auch durch den Europarat,
würde die Sinnlosigkeit dieses Krieges auch der Mehr-
heit der russischen Bevölkerung vor Augen führen und
damit politischen Druck erzeugen.

Was können FriedensaktivistInnen in Europa tun?

Wir müssen alle europäischen Parlamentsabgeordne-
ten, die wir zu Gesicht bekommen, fragen, was sie für
Tschetschenien und gegen den Völkermord tun? Das
ist eine einfache Frage der Zivilcourage. Wir müssen
bekannt machen, was dort passiert, und dürfen nicht
locker lassen, Tschetschenien als Teil Europas zu be-
trachten. Der Kamm des Kaukasus ist die geografische
Grenze Europas. Tschetschenien liegt auf der Nord-
seite des Kaukasus, also in Europa. Ein europäisches
Volk von weniger als zwei Millionen Menschen wird
von einem 100-Millionen-Volk oder, politisch gesehen,
von einer Supermacht mit dem Kulturtod bedroht, und
das in Europa. Wenn wir dies zulassen, lassen wir
eine Veränderung in Richtung Diktatur zu – weg von
einer selbstbestimmten und demokratischen Gesell-
schaft, wie wir sie uns wünschen.

Wir danken dir für das Interview.
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Interesse an unserer Arbeit?
Schreib an SoAL/Solidarität, Postfach 4070, 4002 Basel oder soal.solidaritaet@bluemail.ch

Hast Du zuviel Geld?
Unser Konto ist unersättlich und hat durchgehende Fütterungszeiten! PC 40-1 1638-2

25. – 31. Juli 2004
Internationales Jugendcamp in den Pyrenäen
Schon Pläne für den Sommer? Hast du Lust, politisch engagierte Jugendliche aus
ganz Europa und anderen Kontinenten zu treffen? Dann ist das revolutionäre
Sommercamp der Jugendorganisationen der Vierten Internationale genau richtig!
Vom 25. bis 31. Juli 2004 tref fen sich in den spanischen Pyrenäen bis zu 400
Jugendliche, um gemeinsam über Politik zu diskutieren, zu festen und Erfahrun-
gen auszutauschen. Das Hauptthema dieses Jahr: Widerstand gegen Krieg und
kapitalistische Globalisierung – für ein anderes Europa! Weitere Themen sind die
sozialen und politischen Rechte von Jugendlichen, Nationalismus in Europa, die
arabische Linke und Vieles mehr.
Die Vorbereitung ist bereits im Gang und wird durch die teilnehmenden Gruppen
geleistet. Auch am Camp selbst gibt es für alle T eilnehmerInnen verschiedene
Aufgaben. Das Programm umfasst ein reichhaltiges Angebot an Workshops, Foren und anderen Diskussionsrun-
den. Dabei wird auf eine ausgeglichene V ertretung der Geschlechter und Länder und eine lebendige, of fene
Diskussionsatmosphäre Wert gelegt (z.B. Limitierung der Redezeit). Spezielle Treffs und eigene Räume stehen
für Frauen und Lesben, Schwule, Bi- und Transsexuelle zur Verfügung. Neben den inhaltlichen Veranstaltungen
bieten die Sommercamps auch Raum für Erholung, Ausflüge, Musik und spontane Treffen.
Ein idealer Ort, um internationale Kontakte und Freundschaften zu knüpfen und sich für die eigene politische
Arbeit inspirieren zu lassen. Im Juni findet ein Vorbereitungstreffen für Interessierte statt. Anfragen zu weiteren
Details an soal.solidaritaet@bluemail.ch.

Weitere Termine zum Thema RepressionUm gegen die erneute Verschär-
fung des AusländerInnen- und
Asylgesetzes zu protestieren, die
in der Frühlingssession im Parla-
ment beraten wird, findet in der

ganzen Schweiz am 4. Mai ein
Aktionstag statt. Gleichzeitig soll auf

die vielfältige Arbeit von AusländerInnen in der Schweiz
hingewiesen und ihre Gleichbehandlung gefordert wer-
den. Ohne die AusländerInnen geht nichts in der
Schweiz – in der Kultur, in der Wirtschaft, in der sozia-
len Sicherheit, beim Sport oder in der Gastronomie.
In Basel findet die Aktion am Dienstag, 4. Mai um
12 Uhr beim Spiegelhof, statt. Mittagessen wird an-
geboten, Rhythmusinstrumente und Klangkörper mit-
bringen. Weitere Infos über Aktionen in anderen Orten
unter www.ohneuns.ch.

Seit Herbst organisieren wir offene Diskussionsaben-
de zu verschiedenen Themen. Die bisherigen Themen
waren Imperialismus-Theorie heute, Ökologie in unse-
rem sozialistischen Projekt, Grundlagen einer antika-
pitalistischen Linken, die nationale Konferenz im Sep-
tember (vgl. Kasten S. 2) u.a.
Die Diskussionsabende finden jeweils um 20 Uhr an
der Amerbachstrasse 37 (Glocke Hinterhaus) statt. An-
meldung ist nicht nötig.

Offene Diskussionsabende von SoAL/Solidarität

Ohneunsgeht
nichts.

Die nächsten Termine sind:
Montag, 10. Mai: Sexismus: alltäglich – subtil – ge-
walttätig
Montag, 7. Juni: Staatliche Repression (Polizei, So-
zialwesen) in Vorbereitung für den nationalen Aktions-
tag am 8. Juni zum gleichen Thema (vgl. nebenan)

8. Juni : Der V erein Gassenarbeit führt in diversen
Deutschschweizer Städten einen Aktionstag gegen
die zunehmende Repression im öffentlichen Raum
durch und sucht noch Mitwirkende: team@schwarzer
peter.ch.
In diesem Zusammenhang laden wir am 7. Juni zu
einem offenen SoAL-Diskussionsabend zum Thema
Repression (siehe oben).
Auf nationaler Ebene wird voraussichtlich im Septem-
ber ein Schwerpunkttag zur Repression stattfinden.
Diverse Gruppen aus der ganzen Schweiz haben ei-
nen Aufruf zum Thema verfasst, der demnächst auch
auf unserer Website abrufbar sein wird.


